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Bonn, den 16. März 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verschmutzung des Rheins 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes, Jacobi (Köln-Iserlohn) und Genossen 
- Drucksache VI/466 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet; 


1. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen in ihrer Sitzung am 29. Juli 1969 
dem Vorentwurf zu einem Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der Binnen- 
schiffahrt grundsätzlich zugestimmt und den Minister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten beauftragt hat, eine 
Gesetzesinitiative des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Bundesrat vorzubereiten? 

Der Bundesregierung ist der Beschluß der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen nicht bekannt. Sie hat sich jedoch auf eine 
Zeitungsnotiz hin selbst um den Vorentwurf des Landes Nord- 
rhein-Westfalen für ein Gesetz zur Änderung des Binnen- 
schiffahrtsaufgabengesetzes bemüht. 


b) Ist die Bundesregierung bereit, nach Absprache mit den 
Landesregierungen dem Deutschen Bundestag zu berichten, 
ob sich eine solche Gesetzesänderung ohne Grundgesetz- 
änderung realisieren läßt? 

Zu einem solchen Bericht ist die Bundesregierung bereit. 


2. Kann die Bundesregierung berichten, wie weit die Einrichtung 
eines koordinierten, nach Möglichkeit automatischen Registrier- 
systems und eines darauf auf gebauten Systems rascher Warnun- 
gen entlang des Rheins zur rechtzeitigen Vorwarnung von Ver- 
schmutzungsfällen gediehen ist? 

Das Warnsystem zur schnellen Nachrichtenübermittlung von 
Verschmutzungsfällen ist nach dem Fischsterben im Juni 1969 
neu geordnet worden. Es liegt jetzt im Verantwortungsbereich 
der für die Wasserwirtschaft zuständigen Landesbehörden und 
wird von fachkundigen Dienststellen wahrgenommen. Die 
Niederlande sind an dieses Warnsystem über die nördlichste 
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Meidezentrale, den Regierungspräsidenten in Düsseldorf, ange- 
schlossen. Die Schweiz und Frankreich sind bei der letzten Sit- 
zung der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins 
gegen Verunreinigung im November 1969 gebeten worden, sich 
diesem Warnsystem anzuschließen und Warnmeldungen an die 
Meldezentrale in Mannheim, die Wasserschutzpolizeidirektion, 
zu geben. 

Zur ständigen Überwachung des Zustandes des Flußwassers 
planen die Bundesländer den Bau bzw. die Einrichtung einiger 
automatischer Wassergüte-Meßstationen am Rhein und seinen 
Nebenflüssen. Die Vorarbeiten haben begonnen. 

Eine solche, von Bund und Ländern gemeinsam finanzierte Kon- 
trollstation an der deutsch-niederländischen Grenze wird dem- 
nächst fertiggestellt sein und den Betrieb aufnehmen. Der Bund 
hat Mittel für die Ausrüstung einer zweiten Station an der 
Mosel bereits zugesagt und in Aussicht gestellt, im Rahmen 
seiner Möglichkeiten den Bau weiterer Stationen mitzufördern. 

In den Wassergüte-Meßstationen sollen nach Möglichkeit auch 
biologische Tests durchgeführt werden, damit toxisch wirkende 
Stoffe so schnell wie möglich festgestellt und kritische Ver- 
schmutzungsfälle leichter und schneller erkannt werden können. 

3. Wird die von der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt in 
Angriff genommene neue Regelung bezüglich der Beförderung 
gefährlicher Stoffe auf dem Rhein auch die lediglich wasser- 
gefährdenden Stoffe umfassen? 

Stoffe, die allein das Wasser gefährden und nicht daneben auch 
noch Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit der Schiffahrt 
oder die Sicherheit des Wasserweges in sich bergen, sind in der 
von der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt vorgesehe- 
nen Regelung über die Beförderung gefährlicher Güter nicht 
enthalten. 

Die Frage, inwieweit es solche Stoffe gibt, die mit Schiffen auf 
dem Rhein befördert werden, muß erst noch geprüft werden. 

4. Kann die Bundesregierung zum Schutz gegen alle wassergefähr- 
denden Stoffe, die auf der internationalen Wasserstraße „Rhein'" 
befördert werden, eine wirklich befriedigende Regelung treffen 
oder gibt es rechtliche oder tatsächliche Gründe, die dem ent- 
gegenstehen? 

Für Stoffe, die allein das Wasser gefährden und auf dem Rhein 
befördert werden, kann die Bundesregierung nach der bestehen- 
den Rechtslage eine befriedigende Regelung nicht treffen. Für 
eine solche Regelung sind entsprechende Vereinbarungen der 
Rheinanliegerstaaten und neue gesetzliche Bestimmungen in der 
Bundesrepublik Deutschland erforderlich. Inwieweit für die 
neuen gesetzlichen Bestimmungen dem Bund die Gesetzgebungs- 
kompetenz nach dem Grundgesetz zusteht, bedarf noch ein- 
gehender Überprüfung. 


Leber 
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